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VERBANDS-GESCHICHTE

Vor der zwangsweisen 
´Gleichschaltung´ 1933
Erläuterungen zum Leserbrief „Eigene Stellungsnahme vermeiden?“ 
in hlz 5-6/2018, S. 61

In der Öffentlichkeit wird die Behauptung verbreitet, es sei gewiss, dass jene Hamburger Lehrer_in-
nen, die der Vorgängerorganisation der GEW angehörten, sich 1933 den Nazis „freiwillig mit einer gro-
ßen Mehrheit“ angeschlossen und ihnen auch noch „ihr gesamtes Vermögen geschenkt“ hätten. Deshalb 
müsse das „zwangsweise“ aus einer Erinnerungstafel für die Gleichschaltung 1933 am Curio-Haus weg. 
Das erinnert an Bilderstürmerei. Ich halte die genannten Thesen für fragwürdig. Meine Gründe sind den 
folgenden Daten zu entnehmen. Zuvor einige Hinweise auf die Bedeutung des Wortes „Zwang“. 

Synonym-Lexika sind dazu folgende Angaben zu entnehmen:
Der Duden , Mannheim 1986: Zwang: Nötigung, das Muss, Zugzwang, Drohung, Druck, Gebunden-

heit, Einengung, Gewalt, Vergeltungsmaßnahme. zwangsweise: notgedrungen
Synonymwörterbuch, Leipzig 1978: Zwang: die Wirkung von Druckmitteln, Druck, Nötigung, Verge-

waltigung, Pression, Muss, Fessel. zwängen: drängen. Zwangslage: Notlage, Zwickmühle, Zwangsjacke, 
auch: Not, Schwierigkeit, Verlegenheit. zwangsläuig: notwendig, notgedrungen

30. 1. 1933 Machtübergabe in 
Berlin an ein Kabinett Hitler.

6./7. 2. Nahezu 75 Prozent 
der Hamburger Pädagog_innen 

entscheiden sich bei einer ge-
heimen Wahl zum Beamtenrat 

Ikonoklastische Ausschreitungen von Calvinisten in der Liebfrauenkathedrale von Antwerpen am 20. August 1566 

(Kupferstich von Frans Hogenberg, 1588)
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gegen eine Liste mit dem Namen 
„Nationaler Block“. Den Wahl-
kampf bestimmten allgemein-
politische Argumente: gegen 
„Staatsstreich“, Autoritarismus 
und „Sozialreaktion“, für Demo-
kratie, Rechtsstaat und Mitbe-
stimmung.

9.2. Hamburger Nazis fordern, 
Lehrer_innen zu melden, die 
sich „über unsern Führer Adolf 
Hitler“, den neuen Reichskanz-
ler, abfällig äußerten. 

27.2 Reichstagsbrand. Notver-
ordnungen sowie staatliche und 
Nazi-Willkür erschweren legalen 
Widerstand. Diskussionen von 
Hamburger Sozialdemokraten 
und Gewerkschaftern über Mas-
senaktionen bleiben ergebnislos.

3.3. Rücktritt der sozialde-
mokratischen Senatsmitglieder. 
Absage einer geplanten Protest-
demonstration der „Eisernen 
Front“ der SPD in Hamburg.

4.3. Oberbefehl über Hambur-
ger Polizei geht an einen SA-
Führer. Außergesetzliche Macht-
konzentration bei Polizei, SA, 
Reichswehr, Stahlhelm macht 
offenen Widerstand aussichtslos. 
Täglich	 gewalttätige	 Übergriffe	
und	 Überfälle	 durch	 Nazis	 und	
SA auf Andersdenkende.

6.3. Erster „Besuch“ von SA-
Männern im Gewerkschaftshaus. 
Hissen der Hakenkreuzfahne.

8.3. Bildung eines Koalitions-
senats unter Führung der NS-
DAP in Hamburg. 

Die KPD hat dem Senat 
schriftlich den „offensivsten, 
unversöhnlichsten Kampf“ an-
gekündigt. Ihr Widerstand bleibt 
erfolglos. Er gefährdet Aktivis-
ten und Mitglieder. 

Die SPD erklärt in der Bür-
gerschaft (und hofft), sie werde 
die gegenwärtige „Periode der 
Verfolgung und des Terrors über-
winden“. 

10. 3. Besetzung der Reichs-
zentrale des sozialdemokrati-
schen „Reichsbanners“ in Mag-
deburg demonstriert einmal 
mehr die Machtverhältnisse 
im Reich und die Brutalität der 
Machthaber. 

20.3. Legalisierung der „Hil-
fe“ der SA für die Polizei.

23.3. Ermächtigungsgesetz. 
Rede des SPD-Abgeordneten 
Wels im Reichstag verweist u. a. 
auf den Terror im Land. In einer 
ähnliche Rede in der Hamburger 
Bürgerschaft hatte der SPD-Ab-
geordneten Podeyn den Terror in 
der Stadt angeprangert. 

Verhängung von „Schutzhaft“ 
gegen Abgeordnete verschiede-
ner Parteien. Ende März: Errich-
tung des KZ Wittmoor. Unver-
hüllte Unterdrückungspolitik der 
Nazis liegt vor aller Augen.

30. 3. Der Reichsleiter des 
„Nationalsozialistischen Lehrer-
bundes“, Hans Schemm, veröf-
fentlicht Richtlinien für die Um-
gestaltung der Lehrerverbände:

„1) Ziel ist die Schaffung einer 
einheitlichen deutschen Erzie-
hergemeinschaft …

2) [Der NS-Lehrerbund] … ist 
daher die alleinige Vertretung 
der deutschen Lehrerschaft.“

In den Verbänden sollen als 
erster Schritt Führungspersonal 
und Redakteure ausgetauscht 
werden.

7.4. „Gesetz zur Wiederher-
stellung des Berufsbeamten-
tums“ fordert Einsatz für den na-
tionalen Staat und lähmt legale 
Opposition: „Beamte, die nach 
ihrer bisherigen politischen Be-

tätigung nicht die Gewähr dafür 
bieten, daß sie jederzeit rück-
haltlos für den nationalen Staat 
eintreten, können aus dem Dienst 
entlassen werden.“ Entlassungen 
von Oppositionellen, Sozial-
demokraten und Kommunisten 
nehmen zu.

8./9. 4. Der NSLB bestellt 
die Leiter der wichtigsten Leh-
rervereine Deutschlands zu ei-
ner Tagung in Leipzig ein. Dort 
verkündete der „Reichsleiter“ 
Schemm, zukünftig werde es im 
Reich nur noch einen Lehrerver-
band geben: „Die letzten Wider-
standsnester, die die Marxisten 
noch in den Lehrer- und Lehre-
rinnenverbänden besetzt hielten, 
… sind nunmehr gesäubert oder 
werden in den nächsten Tagen … 
beseitigt.“ Damit waren Orga-
nisationen mit sozialdemokrati-
scher Tendenz wie die „Gesell-
schaft“ gemeint. 

Schemms Vertreter formu-
lieren noch bedrohlicher. Nach 
einem Bericht der Hamburger 
Ohrenzeugin Emmy Beckmann 
verkünden sie: „Die neue Er-
zieherorganisation ist identisch 
mit dem Nationalsozialistischen 
Lehrerbund …. Die [bestehenden 
Lehrer-]Verbände werden kor-
porativ eintreten, sollen aber in 
kürzester Zeit aufgelöst werden 
… Der Besitz der Verbände so-

 
Aus: HLZ, Nr. 14/15 v. 8.4. 1933 Aus: HLZ, Nr. 14/15 v. 8.4. 1933
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E. Beckmann for-
muliert unmissver-
ständlich, dass die 
künftige einheitliche 
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In den Tagen nach 

dem 8./9. April 1933 und den 
Ankündigungen des NSLB-
Vorsitzenden werden für die ver-
schiedenen Lehrerverbände und 
Regionen	 ofiziell	 so	 genannte	
Kommissare zur ´Gleichschal-
tung´ eingesetzt, die hierzu Mo-
dalitäten mit Vertretern der Leh-
rervereine absprechen. 

10.4. In einem Rundschreiben 

konservativer Lehrer vom 10. 
April	 indet	 sich	 unter	 Hinweis	
auf den in Hamburg kurz zuvor 
eingesetzten Gleichschaltungs-
kommissar für die Lehrerorga-
nisationen bereits die Warnung 
vor Zwangsmaßnahmen und 
Beschlagnahme, falls die „Ge-
sellschaft“ nicht nachgeben und 
u.a. ihr Führungspersonal aus-

tauschen würde. 
21.4. SA und SS erhalten auch 

ofiziell	 das	 Recht,	 Gewerk-
schaftshäuser zu „durchsuchen“. 

Das Vorhaben der Nazis, 
am 2. Mai sämtliche Gewerk-
schaftshäuser zu besetzen, wird 
gerüchteweise auch in der Ham-
burger SPD bekannt. 

22. 4. Auch die (nun unter 

NS-Einluss	stehende)	HLZ	mel-
dete bereits: „Gewerkschafts-
häuser wurden in verschiede-
nen Städten“ besetzt, Änderung 
des Schulgesetzes steht bevor 
(„❆✎☎✞❣ ❍�☞✞✁✠ ✝✞✂ s☎✠❡�✞✎“ ), 
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☞✠☎✞✞✁“), Aufhebung der Grund-
rechte auch für Beamte. Senat 
wird Beamten, Angestellten und 
Arbeitern sogar Unterstützung 
von sozialdemokratischen Or-
ganisationen verbieten. Hinzu 
kommen Mitteilungen über Ent-
lassungen und massenhafte Um-
setzungen im Schulwesen.

26.4. Verschärfung des Ver-
bots von oppositionellen politi-
schen Versammlungen. 

27.4. Gleichschaltungsver-
sammlung der „Ge-
sellschaft der Freun-
de“ in Hamburg. In 
den vorhergehenden 
Verhandlungen mit 
dem NS-Gleich-
schaltungskommis-
sar erreichten die 
Verhandlungsführer 
die schriftliche Zusa-
ge, dass die „Gesell-
schaft“ als Korpora-
tion im NSLB beste-
hen bleiben würde 
und die Mitglieder 
bei der Gleichschal-
tung nicht in den 
NSLB eintreten 
müssten. Das Vermö-
gen der Organisation 
sollte bis zu einer 
reichseinheitlichen 
Regelung den bishe-
rigen Mitgliedern der 

„Gesellschaft“ erhalten bleiben. 
Im Vergleich mit den Ankün-
digungen der Nazis bei der o.g. 
Leipziger Tagung konnte dies als 
Erfolg empfunden werden.

2. Mai Besetzung der Gewerk-
schaftshäuser im Reich. Haft und 
Quälereien für Funktionäre.

JÖRG BERLIN

Aus: HLZ, Nr. 14/15 v. 8.4. 1933 (Auch die SPD galt als „marxistisch“.)
 


